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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Holger Grießhammer, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Nicole 
Bäumler, Ruth Waldmann, Katja Weitzel, Dr. Simone Strohmayr, Volkmar 
Halbleib, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Horst Arnold, Florian von Brunn, 
Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry 
Scheuenstuhl und Fraktion (SPD) 

Eine Frage der Generationengerechtigkeit – Absenkung des Wahlalters auf 16 
Jahre 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest, dass der Anteil älterer Menschen an den Wahlberechtigten zu-
nimmt. Gleichzeitig ist die Wahlbeteiligung in dieser Altersgruppe bei Wahlen beson-
ders hoch. So waren bei der jüngsten Bundestagswahl 9,2 Mio. Menschen in Bayern 
wahlberechtigt. Mit 28,7 Prozent waren mehr als ein Viertel (2,65 Mio.) aller Wahlbe-
rechtigten 65 Jahre oder älter. Die Anzahl der Erstwählerinnen und Erstwähler lag dem-
gegenüber bei 362 000 Personen. 

Vor diesem Hintergrund wird die Staatsregierung aufgefordert, 

1. sich für eine Absenkung des Wahlalters in Bayern auf Landesebene, Bezirksebene 
und der Ebene der Gemeinden und Landkreise auf 16 Jahre (bzw. für entspre-
chende Änderungen des Landeswahlgesetzes – LWG, des Bezirkswahlgesetzes – 
BezWG und des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes – GLKrWG) und in dem 
Zusammenhang für eine Verankerung des Wahlalters 16 in der Bayerischen Ver-
fassung einzusetzen, 

2. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass das Wahlalter auch für die Wahl 
zum Deutschen Bundestag auf 16 Jahre abgesenkt wird. 

 

 

Begründung: 

Bei der Bundestagswahl waren rund 9,2 Mio. Menschen in Bayern wahlberechtigt. Dies 
waren 0,6 Mio. bzw. 7,0 Prozent mehr im Vergleich zur Bundestagswahl 1990. Doch 
nicht nur die Anzahl der Wahlberechtigten hat sich seit dem Jahr 1990 verändert, son-
dern auch die Altersstruktur: 

─ Hatten bei der Bundestagswahl 1990 fast 13 Prozent der Wahlberechtigten ein Alter 
von 18 bis unter 25 Jahren, waren es bei der diesjährigen Bundestagswahl nur noch 
8,5 Prozent. 

─ Auch der Anteil der Personen im Alter von 25 bis unter 45 Jahren ist seit 1990 
(36,5 Prozent) geschrumpft und lag bei der Bundestagswahl 2025 nun bei 28,5 Pro-
zent. 

─ Demgegenüber ist der Anteil der 45- bis unter 65-Jährigen von 30,9 Prozent 1990 
auf 34,3 Prozent im Jahr 2025 angestiegen. 

─ Die größte Veränderung betrifft jedoch die Gruppe der 65-Jährigen und Älteren. Bei 
der Bundestagswahl im Jahr 1990 lag ihr Anteil bei 19,7 Prozent. Seitdem ist der 
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Anteil dieser Altersgruppe an den Wahlberechtigten um 9,1 Prozentpunkte ange-
wachsen und auf 28,7 Prozent im Jahr 2025. 

Die Demografie in Deutschland und Bayern hat sich in den vergangenen Jahren somit 
deutlich verschoben. Ältere Menschen spielen bei Wahlen eine immer wichtigere Rolle. 
Deshalb sollten diese Zahlen auch als Anlass gesehen werden, um über Änderungen 
beim Zugang zu politischer Teilhabe nachzudenken – insbesondere über eine Absen-
kung des Wahlalters auf allen politischen Ebenen auf 16 Jahre. 

Auch wenn eine Absenkung des Wahlalters die oben aufgezeigten demografischen 
Verschiebungen nicht ausgleichen kann, so würden sie hierdurch zumindest ausge-
bremst. Viele Bundesländer und auch die Ampelregierung haben daher bereits reagiert: 
In elf Bundesländern in Deutschland können Jugendliche ab 16 Jahren auf kommunaler 
Ebene wählen, in fünf Bundesländern ist dies auch auf Landesebene möglich. Auch bei 
der letzten Europawahl konnten junge Menschen ab 16 Jahren ihre Stimme abgegeben. 

In Bayern dagegen fehlt noch immer eine rechtliche Grundlage, um jungen Menschen 
sowohl auf Landes- als auch auf kommunaler Ebene Teilhabe zu ermöglichen. Dabei 
ist das Recht, an Abstimmungen und Wahlen teilzunehmen der Kern der repräsentati-
ven Demokratie. 

Hinzu kommt, dass Vorbehalte gegenüber einer Absenkung des Wahlalters durch Stu-
dien widerlegt werden konnten. So zeigt die Studie „Mehr Wählen wagen?“, dass junge 
Menschen hinsichtlich ihrer politischen Reife jungen Erwachsenen ebenbürtig sind. Zu-
gleich führen die unterschiedlichen Regelungen in den Bundesländern und bei den un-
terschiedlichen Wahlen bei jungen Menschen jedoch zu Unverständnis und Frust. 

Mit Blick auf die bevorstehenden Kommunalwahlen in Bayern bleibt noch ausreichend 
Zeit, um gesetzgeberisch tätig zu werden. Wie groß die Unterstützung in Bayern für 
einen entsprechenden Vorstoß ist, zeigt nicht zuletzt das breite Bündnis von „Vote 16“. 

Klar ist aber auch: Dass eine Absenkung des Wahlalters nicht isoliert betrachtet werden 
sollte, sondern immer auch mit politischer Bildung zusammengedacht und mit geeigne-
ten Maßnahmen begleitet werden muss. Dies gilt gerade auch im Hinblick auf die Stei-
gerung der Wahlbeteiligung junger Menschen. Dennoch ist die Absenkung des Wahlal-
ters wohl der wichtigste erste Schritt, um jungen Menschen wirkliche politische Teilhabe 
zu ermöglichen. 

 

 



Wir werden es nicht dulden, dass nationalsozialistischer Jargon hier im Hohen 
Hause Einzug hält. Vor diesem Hintergrund wird das Präsidium bis zur nächsten 
Sitzung beraten, ob hierfür auch ein Ordnungsgeld zu bezahlen ist. Ich gebe Ihnen 
dies nach § 116a Absatz 1 Satz 5 der Geschäftsordnung hiermit bekannt. In Kürze 
gebe ich auch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD – 
Unterbrechung von 16:25 bis 16:26 Uhr)

Wir haben das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag 
der AfD-Fraktion betreffend "Frieden in der Ukraine: Abschaffung der Gasspei-
cherumlage und Wiederaufnahme günstiger Gasimporte – jetzt!" auf Drucksa-
che 19/5203. Mit Ja haben 25 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 105 Abgeordnete. 
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/5204 mit 19/5206 werden im 
Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen federführenden Aus-
schuss verwiesen.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss: 16:26 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Anna Rasehorn, 
Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/5205 

Eine Frage der Generationengerechtigkeit - Absenkung des Wahlalters auf 16 
Jahre 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Katja Weitzel 
Mitberichterstatter: Felix Locke 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 21. Sit-
zung am 13. März 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das gesamte Hohe Haus. 

Gegenstimmen? – Keine. Stimmenhaltungen? – Keine. Damit übernimmt der Landtag 

diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden 
Europaangelegenheiten und Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheiten 

1. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Unternehmen und Industrie 
Zukunft der europäischen Automobilindustrie 
30.01.2025 - 13.02.2025 
Drs. 19/5120, 19/6006 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Die EU-Konsultation wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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2. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Maritime Angelegenheiten und Fischerei 
Gemeinsame Fischereipolitik – Bewertung 
27.01.2025 - 21.04.2025 
Drs. 19/5121, 19/6035 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Die EU-Konsultation wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

Anträge 

3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Freihandel statt Protektionismus: Mercosur-Abkommen sichern 
Drs. 19/4608, 19/5921 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

4. Antrag der Abgeordneten Christiane Feichtmeier, Horst Arnold, 
Holger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 
Islamistischen Terrorismus in Bayern effektiv bekämpfen – 
Sofortmaßnahmen umsetzen 
Drs. 19/4671, 19/5894 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

5. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ein barrierefreies Gesundheitssystem für Alle –  
damit der Praxisbesuch nicht schon an der Türschwelle scheitert 
Drs. 19/4675, 19/5906 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ENTH 
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6. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Ruth Waldmann, Dr. Simone Strohmayr u.a. und Fraktion (SPD) 
Psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung  
in Bayern verbessern 
Drs. 19/4729, 19/5907 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

7. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bayern trägt Verantwortung! – Transparenz und Digitalisierung  
in der Provenienzforschung vorantreiben 
Drs. 19/4743, 19/5911 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Einsatz von künstlicher Intelligenz im Journalismus  
transparent gestalten! 
Drs. 19/4755, 19/5912 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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9. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn,  
Sabine Gross u.a. SPD 
Potenziale von Biomasse aus Land- und Forstwirtschaft  
als Alternative zu fossilen Rohstoffimporten 
Drs. 19/4756, 19/5889 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Psychische Gesundheit stärken I:  
Einrichtung eines „Lehrstuhls für Kinder- und Jugendpsychiatrie“ 
Drs. 19/4790, 19/5913 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Psychische Gesundheit stärken II: Präventionsgesetz ergänzen 
Drs. 19/4791, 19/5908 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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12. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Psychische Gesundheit stärken III: Bedarf an Kinder-  
und Jugendpsychotherapeuten gesondert beplanen 
Drs. 19/4792, 19/5909 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Josef Zellmeier, Alex Dorow, 
Petra Guttenberger u.a. CSU 
Verbesserung des Opferschutzes 
Drs. 19/4798, 19/6010 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A ENTH Z 

14. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren: Digitale Plattform für 
Denkmalfördermittel einrichten und Antragsverfahren beschleunigen  
Drs. 19/4799, 19/5914 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 
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15. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren: Neufassung der Vollzugsvorschriften 
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes 
Drs. 19/4800, 19/5915 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

16. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren:  
Regelung für bewegliche Denkmäler streichen 
Drs. 19/4801, 19/5916 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

17. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren:  
Verfahrensfreiheit für Photovoltaikanlagen  
Drs. 19/4802, 19/5917 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 
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18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stiftung Opferhilfe Bayern stärken, Parallelstrukturen vermeiden 
Drs. 19/4806, 19/6011 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ohne 

Die SPD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Enthaltung“ zugrunde zu 

legen. 

19. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn,  
Sabine Gross u.a. SPD 
Bio boomt: Bäuerinnen und Bauern bei Umstellung  
auf ökologische Landwirtschaft unterstützen 
Drs. 19/4807, 19/5890 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

20. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Für ein Ende der Richterrotation und gegen den Laufbahnwechsel 
zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Richteramt in der Justiz 
Drs. 19/4879, 19/6012 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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21. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Regelüberprüfung der Schutzberechtigung wieder einführen –  
Asyl ist Schutz auf Zeit, kein Vehikel der Einwanderung 
Drs. 19/4894, 19/6013 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Ferdinand Mang, Benjamin Nolte, 
Ulrich Singer und Fraktion (AfD) 
Bericht über die Planungen und Fortschritte zur weiteren Nutzung  
des Nürnberger Fernmeldeturmes 
Drs. 19/4896, 19/5918 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

23. Antrag der Abgeordneten Kerstin Schreyer, Maximilian Böltl, 
Martin Wagle u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Vom Patent zum Produkt – Transfer von Wissenschaft  
in die Wirtschaft stärken 
Drs. 19/4897, 19/5919 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart, 
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Keine Grunderwerbsteuer auf die erste, selbst genutzte Immobilie! 
Drs. 19/4970, 19/5936 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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25. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Streichung des § 188 StGB 
Drs. 19/4973, 19/6014 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

26. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier,  
Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Folgen der Einstellung der Schweineschlachtung in Augsburg 
Drs. 19/4984, 19/5891 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

27. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Harald Meußgeier und Fraktion (AfD) 
Wirtshaussterben aufhalten – Spezielle Raucherlokale gestatten 
Drs. 19/4988, 19/5892 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

28. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Franz Bergmüller u.a. und Fraktion (AfD) 
Bayerische Tourismusbranche zukunftsfähig aufstellen – 
Steuergesetzgebung anpassen 
Drs. 19/4991, 19/5937 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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29. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Sabine Gross, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Deutschlandticket dauerhaft sichern 
Drs. 19/5005, 19/5938 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

30. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Vermeidung von doppelter oder mehrfacher Staatsbürgerschaft  
wieder zum Leitprinzip erheben 
Drs. 19/5006, 19/6015 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus I –  
Online-Radikalisierung verfolgen und bekämpfen! 
Drs. 19/5026, 19/5895 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus II – 
Ein Update für die Prävention und Radikalisierungsforschung! 
Drs. 19/5027, 19/5896 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

33. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus III –  
Terrorfinanzierung austrocknen! 
Drs. 19/5028, 19/5897 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus IV –  
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden voranbringen! 
Drs. 19/5029, 19/5898 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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35. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler u.a. und Fraktion (AfD) 
„Olaf Scholz begleitet die Einbürgerung einer türkischen Staatsbürgerin 
ohne Deutschkenntnisse in Nürnberg – Information der Staatsregierung“ 
Drs. 19/5083, 19/6016 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

36. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler und Fraktion (AfD) 
Bayern muss Konsequenzen aus islamistischen Anschlägen ziehen!  
Drs. 19/5084, 19/5899 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Mehr Therapieplätze, weniger Wartezeit:  
Lösung für Sonderbedarfszulassungen  
Drs. 19/5086, 19/5910 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

38. Antrag der Abgeordneten Benjamin Nolte, Ferdinand Mang, 
Ulrich Singer und Fraktion (AfD) 
Zurück zu Deutsch als Wissenschaftssprache 
Drs. 19/5097, 19/5920 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

39. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen I: 
Entwicklung eines Bund-Länder-Aktionsplans gegen Islamismus  
Drs. 19/5098, 19/5900 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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40. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen II: 
Maßnahmen zur Transparenz der Auslandsfinanzierung von  
Moschee-Vereinen in Deutschland 
Drs. 19/5099, 19/5901 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

41. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen III: 
Prüfung der Einrichtung einer bundesweiten multidisziplinären 
Dokumentationsstelle „Politischer Islamismus“ 
Drs. 19/5100, 19/5902 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

42. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen IV: 
Präventionsarbeit gegen Islamismus weiter ausbauen 
Drs. 19/5101, 19/5903 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

43. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Barbara Becker, 
Thomas Huber u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen V: 
Mädchen und Frauen schützen! Stärkung der Strukturen gegen 
Zwangsheirat und Verschleppung, Schaffung einer Melde-  
und Koordinationsstelle 
Drs. 19/5102, 19/5904 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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44. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen VI: 
Islamistische Versammlungen unterbinden und  
Einzelpersonen genau ins Visier nehmen 
Drs. 19/5103, 19/5905 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

45. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stand und Zukunft des EU-Schulprogramms in Bayern 
Drs. 19/5163, 19/5893 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

46. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Anna Rasehorn, Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Eine Frage der Generationengerechtigkeit –  
Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre 
Drs. 19/5205, 19/6017 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Anna Rasehorn, 
Doris Rauscher, Nicole Bäumler, Ruth Waldmann, Katja Weitzel, Dr. Simone 
Strohmayr, Volkmar Halbleib, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Horst 
Arnold, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine 
Gross, Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/5205, 19/6017 

Eine Frage der Generationengerechtigkeit –  
Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Anna Rasehorn
Abg. Dr. Stephan Oetzinger
Abg. Dieter Arnold
Abg. Felix Locke
Abg. Andreas Birzele



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Anna Rasehorn, 

Doris Rauscher u. a. und Fraktion (SPD)

Eine Frage der Generationengerechtigkeit - Absenkung des Wahlalters auf 16 

Jahre (Drs. 19/5205)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Frak-

tion. Das ist hinreichend bekannt. Die erste Rednerin ist bereits am Rednerpult. Es ist 

die Kollegin Anna Rasehorn. Bitte schön.

Anna Rasehorn (SPD): Ich muss ja meinem Namen alle Ehre machen. – Sehr geehr-

tes Präsidium, liebe Kolleg:innen der demokratischen Fraktionen! Wir erwarten viel 

von unseren 16-Jährigen. Sie müssen über ihre Ausbildung entscheiden. Sie dürfen 

Verträge abschließen. Sie dürfen Parteimitglieder werden, demonstrieren, ehrenamt-

lich aktiv sein, ob im Sportverein oder in der Feuerwehr. Sie können an der Kasse 

schuften und Pakete schleppen. Sie können Strafen bekommen, ihren Führerschein 

anfangen, Alkohol trinken. Sie können sich sogar bei der Bundeswehr melden, ihre 

Organe spenden, und sie müssen natürlich auch Steuern zahlen.

Die Entscheidungen, die wir hier im Landtag treffen, haben einen sehr realen Einfluss 

auf ihr Leben und ihre Zukunft.

(Michael Hofmann (CSU): Auch auf die 15-Jährigen, die 14-Jährigen und die 

10-Jährigen!)

Dennoch können sie überhaupt nicht mitbestimmen, wer in dieses Parlament gewählt 

wird. Das ist nicht nur widersprüchlich, sondern das ist undemokratisch. Darüber kön-

nen wir gerne diskutieren.

Zu Recht fordern auch wir – die CSU könnte da mit gutem Beispiel vorangehen – 

mehr Frauen in den Parlamenten; denn sie bringen eine andere Lebensperspektive 
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und eine andere Lebensrealität mit. Zum Glück haben wir "Bavaria ruft" ins Leben 

gerufen, um genau diesen Prozess voranzutreiben.

Das gilt auch für junge Menschen. Auch deren Perspektiven könnten hier gehört 

werden. Aber leider ist es oft so, dass wir uns hier, gerade wenn es in der Aktuellen 

Stunde um die Jugend geht, in die Hand versprechen, dass wir die Jugend ernster 

nehmen müssen, aber dann doch nur die Wähler:innen einbeziehen.

In der Debatte wird oft das Argument gebracht, Jugendliche wären nicht reif genug, 

um wichtige Entscheidungen zu treffen. Dabei wissen wir aus zahlreichen Studien, 

dass sie die nötige Reife besitzen und es auch eher darum geht, dass die Demokratie 

auf das Mitwirken junger Menschen angewiesen ist. Es ist wie das Erlernen des Fahr-

radfahrens. Je früher wir sie einbinden und je früher sie in die Rituale eingebunden 

werden, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie regelmäßig wählen gehen 

und sich einbringen möchten.

Es wird auch gesagt, Jugendliche seien nicht politisch interessiert. Man kann sehen, 

dass die Wahlbeteiligung in anderen Bundesländern, in denen die Jugendlichen schon 

mit 16 Jahren wählen können, hoch ist. In Brandenburg beispielsweise lag die Wahl-

beteiligung der 16- bis 17-Jährigen bei 41,5 %, höher als bei den 18-Jährigen mit 

34 % und den 21- bis 26-Jährigen mit 26 %.

Ich glaube, dass wir dieses Selbstwirksamkeitsthema hier noch einmal deutlicher 

hervorheben können. Junge Menschen haben wichtige Themen, bei denen wir alle 

sozusagen nicht mehr mitentscheiden können, weil wir dann schon nicht mehr da sind 

oder – ich wünsche es uns allen, dass wir noch da sind – schon sehr, sehr alt sind.

Wir haben auch bei den letzten Landtagswahlen bei "Vote 16" sehr eindrucksvoll 

gesehen, dass junge Menschen das Interesse haben, mitzureden und mitzuwirken.

(Unruhe)
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Kann ich einmal ganz kurz unterbrechen? 

– Bitte die Zwischengespräche einstellen! Das ist der letzte Punkt. Den schaffen wir 

noch.

Anna Rasehorn (SPD): Ja, das ist leider ein Problem, das wir Frauen hier im Plenum 

haben, dass gerade, wenn wir am Redepult stehen, es so ausgeht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Lachen bei der AfD – Zurufe von der 

CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Auch das kann man ändern. Wir sind dran. 25 % der Mitglieder des Landtags sind 

weiblich. Die Zahl kann man erhöhen. – Vielen lieben Dank, ich bin auch schon fertig.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Als nächstem Redner 

erteile ich dem Kollegen Dr. Stephan Oetzinger für die CSU-Fraktion das Wort. Bitte 

schön.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und 

werte Kollegen! "Alter Wein in neuen Schläuchen." "Und täglich grüßt das Murmeltier." 

– Welche Überschrift hätten Sie gerne über dem heutigen Antrag? – Der Antrag ist in 

der Tat inhaltlich nichts Neues. Der Antrag, meine Damen und Herren, begleitet uns 

seit vielen Jahren im Hohen Haus. Er wurde in den vergangenen Legislaturperioden 

von unterschiedlichen Akteuren immer wieder eingebracht. Allein in der letzten, in der 

vergangenen 18. Wahlperiode dieses Hohen Hauses gab es insgesamt sechs Anträge 

bzw. Gesetzesinitiativen verschiedener Fraktionen dazu.

(Zuruf der Abgeordneten Doris Rauscher (SPD) und Anna Rasehorn (SPD))

Meine Damen und Herren, die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen sind ganz 

eindeutig. Das Grundgesetz sieht für die Wahl des Deutschen Bundestages die Voll-

jährigkeit mit 18 Jahren als Grundlage für die Wahlberechtigung vor, ebenso die 
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Bayerische Verfassung für die Wahl des Bayerischen Landtags und für die Kommu-

nalwahlen.Beide Verfassungen, sowohl das Grundgesetz als auch die Bayerische 

Verfassung, müssten also geändert werden, wenn man das Wahlalter auf 16 Jahre 

absenken wollte. Die Hürden dafür sind bekannt: in den Parlamenten eine Zweidrittel-

mehrheit und in Bayern ein entsprechender Volksentscheid.

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht – das wird wenige verwundern – ist 

auch die Sachgerechtigkeit gegeben. Es ist sachgerecht, dass das Wahlrecht ein 

Mindestalter von 18 Jahren bei der Wahl des Deutschen Bundestags und des Baye-

rischen Landtags sowie bei den Kommunalwahlen vorsieht. Auch die Tatsache, dass 

man das aktive und das passive Wahlrecht, das heißt sowohl wählen zu dürfen als 

auch gewählt werden zu können, miteinander verknüpft, ist aus unserer Sicht nur 

sachgerecht und folgerichtig. Der Gleichklang von Volljährigkeit und Wahlalter hat sich 

dabei aus unserer Sicht in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten bewährt.

Das Erreichen der Volljährigkeit ist eine deutliche rechtliche Zäsur. Damit einhergehen 

nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten, die man eigenverantwortlich begründen 

kann, die man dann aber auch gegebenenfalls vor dem Gesetz vollumfänglich verant-

worten muss. Das Wahlrecht ist das zentrale und grundlegende Recht der Staatsbür-

ger in einer Demokratie schlechthin. Damit übernimmt man Mitverantwortung für politi-

sche Entscheidungen und partizipiert an der politischen Willensbildung eines Landes, 

einer Gesellschaft.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich bitte, die Zwischengespräche einzustel-

len oder einfach rauszugehen.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): – Danke schön. – Die Verknüpfung mit der Volljährig-

keit ist daher nur folgerichtig. Dabei ist aber eines ganz wesentlich: Aus dem Wahl-

recht erwachsen, wie schon erwähnt, auch Pflichten, wie zum Beispiel die Übernahme 

kommunaler Ehrenämter nach der Gemeindeordnung oder auch die Übernahme von 

Wahlämtern. Zudem muss man bei dem Vergleich mit der Europawahl – es wird ja 

Protokollauszug
50. Plenum, 13.05.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 4

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5106
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5273


immer wieder angeführt, dass das Wahlalter in anderen Ländern abgesenkt sei – auch 

eines betonen: Tatsächlich gibt es eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre in 

vier Ländern, nämlich Österreich, Belgien, Malta und Griechenland. Es sind also 4 

von 27 EU-Staaten. Die Wahlbeteiligung an der Europawahl bei Absenkung des Wahl-

alters auf 16 Jahre war in der Bundesrepublik unterdurchschnittlich. Sie lag nämlich 

10 % unter dem Gesamtdurchschnitt.

Auch der Verweis auf andere Bundesländer – das Wahlalter von 16 Jahren gilt bei 

der Landtagswahl in sechs Bundesländern, bei den Kommunalwahlen in elf Bundes-

ländern – ist aus unserer Sicht kein schlüssiges Argument. Am Ende des Tages 

kann jedes Bundesland selbst im Rahmen seiner Verfassung die Gestaltung des 

Landtags- und des Kommunalwahlrechts vornehmen. Wir führen beispielsweise im 

Freistaat Bayern ja auch nicht deshalb ein reines Mehrheitswahlrecht ein, nur weil 

Großbritannien ein solches aufweist.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass dieser Antrag keinerlei neue sachliche Argu-

mente und Inhalte mit sich bringt, weshalb wir weiterhin bei der Ablehnung dieses 

Antrags bleiben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Der nächste Redner für die AfD-Fraktion 

ist Herr Abgeordneter Dieter Arnold. Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Dieter Arnold (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen, liebe Bürgerinnen und Bürger! Die SPD fordert mit diesem Antrag die Absenkung 

des Wahlalters auf 16 Jahre und verkauft dies als Akt der Generationengerechtigkeit. 

Tatsächlich erleben wir hier einen durchsichtigen Versuch, die Wählerschaft zu ver-

schieben, weil der Rückhalt, den Sie in der bisherigen Wählerschaft gehabt haben, 

eindeutig schwindet. Im Ausschuss hieß es ganz offen, der Anteil älterer Wahlberech-
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tigter werde immer größer. Man müsse deshalb die Jüngeren früher einbinden. – Das 

hat nichts mit Demokratieverständnis zu tun, das ist ein einfaches Machtkalkül. Man 

versucht, sich durch die Vergrößerung der Zielgruppe neue Mehrheiten zu sichern, 

koste es, was es wolle.

Gleichzeitig räumen die GRÜNEN im Ausschuss ein: Gründer von Start-ups brauchen 

die Unterschrift ihrer Eltern, weil sie noch nicht volljährig und nicht voll geschäftsfähig 

sind. Die Menschen sind also für unternehmerische Verantwortung zu jung, aber sol-

len politisch über die Zukunft des Landes entscheiden können? – Das widerspricht 

sich und ist gefährlich.

(Zuruf des Abgeordneten Benjamin Adjei (GRÜNE))

Dann möchte ich noch etwas zum handwerklich schlechten Antrag sagen: Nicht ein-

mal zwischen aktivem und passivem Wahlrecht wird unterschieden. Ein derartiger 

fundamentaler Fehler zeigt: Es wurde nicht sorgfältig gearbeitet oder, auf Bairisch, 

gemurkst. Wer im gleichen Atemzug von Wählen und Gewähltwerden spricht, offen-

bart ein bedenkliches Rechtsverständnis oder hat schlicht keine Ahnung, was er da 

schreibt.

Zur Rechtfertigung ihres Antrags verweist die SPD auf die angebliche breite Zustim-

mung zum Volksbegehren "Vote 16". Doch wer steckt hinter "Vote 16"? – Natürlich 

eine Vielzahl von links-grünen Organisationen, wie zum Beispiel Grüne Jugend, 

Jusos, Deutscher Bundesjugendring, Greenpeace-Jugend, Bundesjugend, Fridays for 

Future,

(Anna Rasehorn (SPD): Die katholische Kirche!)

oder parteinahe Stiftungen, wie zum Beispiel die Heinrich-Böll-Stiftung und andere. 

Das sind Lobbyprojekte mit dem Ziel, den grünen und roten Parteien wieder Wäh-

lernachschub zu verschaffen. Wie oft in diesen Kreisen, geht es nicht um Inhalte, 

sondern einfach nur um Einfluss. Allerdings hat die Realität Ihre Strategie schon längst 

Protokollauszug
50. Plenum, 13.05.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 6



überholt. Bei der U18-Wahl zur Bundestagswahl 2025 hat sich der Stimmenanteil der 

AfD in Bayern verdreifacht.

(Anna Rasehorn (SPD): Dann stimmen Sie jetzt mit Ja! – Zuruf von den GRÜ-

NEN)

Noch einmal vielen herzlichen Dank an alle Altparteien für diese Wahlkampfarbeit.

(Beifall bei der AfD)

Offenbar haben viele junge Menschen längst durchschaut, was gespielt wird. Sie 

haben erlebt, dass unter dem Vorwand des Infektionsschutzgesetzes Grundrechte 

kassiert und persönliche Freiheiten massiv eingeschränkt wurden. Die Jugend will 

genau das Gegenteil: Freiheit statt Bevormundung, Verantwortung statt Verbote. Mit 

einer Absenkung des Wahlalters versuchen GRÜNE und SPD ihre Klientel zu vergrö-

ßern und ihre Macht zu sichern. Doch diese Parteien übersehen: Die jungen Men-

schen erkennen sehr genau, was ihnen mit dem Antrag in Wahrheit angeboten wird: 

nichts, wirklich gar nichts; keine Perspektiven, sondern Verbote und immer höhere 

Abgaben.

Die AfD sagt Ja zu politischer Bildung, Ja zur Mitgestaltung, aber nicht über eine 

Absenkung des Wahlalters. Wir wollen junge Menschen stark machen, nicht durch 

billige Symbolpolitik, sondern durch echte Aufklärung, Debattenkultur, eine Schule, die 

zum kritischen Denken befähigt. Das Wahlrecht ist ein hohes Gut, und die AfD will es 

weiterhin so halten, dass es mit der Verantwortung und der Volljährigkeit verbunden 

ist. Wahlrecht ist kein Spielzeug für Parteitaktik. Es ist ein Grundpfeiler unserer Demo-

kratie und gehört an die Schwelle zur Volljährigkeit, nicht darunter. Daher lehnen wir 

diesen durchaus schlecht gemachten Antrag ab.

(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter 

Felix Locke für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön.
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(Anna Rasehorn (SPD): Ich habe hohe Erwartungen!)

Felix Locke (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Es sind noch zwei Redner bis zum wohlverdienten Feierabend. 

Daher hoffe ich, dass ihr mir auch noch ein bisschen Aufmerksamkeit schenkt – ich 

bin zwar jung, aber keine Frau.

Ich bin der SPD für den Antrag sehr dankbar, auch wenn man an der einen oder 

anderen Stelle die Art und Weise des Antrags schon einmal kritisieren darf. Es handelt 

sich um einen Dringlichkeitsantrag, der just zu der Zeit eingebracht worden ist, als 

in Berlin die Koalitionsverhandlungen geführt wurden. In diesem Dringlichkeitsantrag 

steht, dass Sie die Staatsregierung bitten, sich dafür einzusetzen, dass auf Bundes-

ebene das Wahlalter gesenkt wird. Liebe SPD, wenn ihr nicht einmal selbst daran 

glaubt, dass euer Verhandlungsteam in Berlin das Thema durchsetzt, und eurem Ver-

handlungsteam das Thema nicht so wichtig ist, warum stellt ihr dann überhaupt einen 

Dringlichkeitsantrag im Bayerischen Landtag? – Das zeigt schon, wie viel Vertrauen 

ihr habt und wie viel Gewicht ihr diesem Thema beimesst. Ihr schiebt es zwar immer 

gerne vor, aber wenn es dann wirklich zu den harten Verhandlungen kommt, scheint 

das Thema für euch doch nicht so wichtig zu sein,

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

sonst hätte es das Verhandlungsteam in Berlin bestimmt in den Koalitionsvertrag 

geschrieben. Bei der Schuldenbremse ging es auch. Dann wäre das eine oder andere 

auch gegangen.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich bitte, die Zwischengespräche einzustel-

len. Das gilt für alle Fraktionen.

Felix Locke (FREIE WÄHLER): – Die Unruhe liegt also nicht nur daran, dass junge 

weibliche Abgeordnete am Rednerpult stehen.
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Man muss auch ganz klar sagen, dass der Text des Antrags zur Generationenge-

rechtigkeit schon in der Begründung sehr schwammig ist. Ja, die Bevölkerung wird 

immer älter. Ja, der demografische Wandel ist auch in der Politik spürbar. Aber Sie 

suggerieren schon allein durch den Antragstext, dass alle Probleme geheilt werden, 

wenn wir das Wahlalter auf 16 absenken. Ich habe es auch im Ausschuss schon 

gesagt: Wenn wir das einmal durchspielen würden, wenn wir das Wahlalter auf 16 

absenken würden und auch alle wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger zwischen 

16 und 17 bei der letzten Bundestagswahl eine Partei gewählt hätten, hätten sich 

die Mehrheitsverhältnisse um maximal 1% verschoben. Der Wandel, den Sie mit dem 

Antrag suggerieren, ist also einfach nicht gegeben.

Auch in unserer Partei – und da bin ich auch ganz offen – gibt es verschiedene 

Strömungen pro oder contra Wahlrecht mit 16. Dennoch, glaube ich, ist der richtige 

Weg, erst einmal zu sagen: Wir müssen in die politische Bildung der jungen Menschen 

investieren. Wir müssen auf kommunaler Ebene in Jugendparlamente investieren. 

Wir müssen zum Beispiel auch den Bayerischen Jugendring stärken, um vor Ort 

Jugendarbeit zu machen. All das sind Themen, für die wir uns auch seitens der 

Staatsregierung eingesetzt haben, für die wir uns starkgemacht haben, die auch zu 

einer demokratischen Teilhabe junger Menschen führen. Denn – auch das suggeriert 

der Antrag – es ist mitnichten so, dass man sich nur mit einem Wahlkreuz in einer 

politischen Debatte demokratisch einbringen kann. Das ist nicht der Fall. Die Wahl ist 

vielmehr ein hohes und wichtiges Gut in einem demokratischen Prozess, und nicht die 

ausschließliche, einzige Möglichkeit, wie man sich auch in jungen Jahren engagieren 

kann. Hier spreche ich als ehemaliger Landes- und Bundesvorsitzender einer Jugend-

organisation, der bei sich in den eigenen Reihen auch schon Mitglieder mit 14 Jahren 

hatte. Man muss auch ganz klar sagen, dass für uns FREIE WÄHLER die Debatte zu 

kurz kommt,

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))
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wenn man immer nur am Wahlalter ab 16 schraubt. Wir müssen beides, aktives und 

passives Wahlrecht, in die Debatte einbringen. Hier sehen wir einfach noch viele 

große Fragen. Ein Schnellschuss in Richtung einer Veränderung des Wahlalters an 

der einen oder anderen Stelle mit einem Dringlichkeitsantrag greift hier zu kurz; denn, 

wie ich auch schon im Ausschuss aufgeführt habe, müssen wir uns ganz klar an-

schauen, welche rechtlichen Konsequenzen es hat, wenn wir das aktive und passive 

Wahlrecht auf 16 Jahre reduzieren.

Wenn die AfD sich in die Debatte mit einbringen möchte, dann zitieren Sie doch 

bitte richtig aus den Ausschussprotokollen; denn die Argumentation mit den Start-ups 

wurde eher von meiner Seite eingebracht, indem ich gesagt habe: Ja, wenn wir das 

Wahlalter auf 16 Jahre senken, dann müssen wir auch einen Abgeordneten, der gege-

benenfalls 16 Jahre alt ist, hier auch nach geltendem Recht behandeln. Ein Abgeord-

neter, der, wenn wir das Wahlalter senken, mit 16 Jahren hier im Parlament ist, ist 

auf einmal Arbeitgeber. Der muss eigene Mitarbeiter einstellen. Der trifft Entscheidun-

gen. Der muss gegebenenfalls auch einmal bis nach 22 Uhr arbeiten. Das sind alles 

Themen, die man nach der heutigen Rechtsprechung zum Wahlalter nicht diskutieren 

kann. Ja, ich kann in der heutigen Zeit mit 16 Jahren ein Start-up gründen; aber dazu 

brauche ich die Unterschrift meiner Eltern. Ich kann auch Arbeitsverträge schreiben; 

aber dazu brauche ich gegebenenfalls auch noch die Erlaubnis meiner Eltern.

Worauf will ich hinaus? – Die Diskussion über das Wahlalter wird uns noch lange 

beschäftigen. Der Weg dahin wird von unserer Seite auch konstruktiv begleitet. Einen 

Dringlichkeitsantrag in der Form, wie er hier gestellt wird, lehnen wir entschieden ab. 

Gerne bleiben wir weiter im Dialog für unsere Demokratie, für eine Teilhabe junger 

Menschen, aber ein Wahlrecht ist kein Experimentierfeld. Eine Wahlrechtsreform muss 

klug und strategisch langfristig angelegt sein und auch breit gesellschaftlich diskutiert 

werden. Von daher gibt es von unserer Seite zum jetzigen Zeitpunkt ein klares Nein zu 

diesem Dringlichkeitsantrag.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Andreas Birzele für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Andreas Birzele (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! Wir 

haben heute wieder so ein Thema auf der Tagesordnung, da frage ich mich manch-

mal, ob wir im Jahr 2025 sind oder ob da draußen noch irgendwo ein Faxgerät rattert 

und wir geistig in den 1980er-Jahren festhängen. Wir reden heute über das Wahlalter, 

und ich sage es gleich vorneweg: Das gehört gesenkt, und zwar nicht irgendwann, 

sondern jetzt und sofort.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Machen wir uns doch nichts vor: Die jungen Leute von heute sind oft gescheiter als 

so manch Erwachsener, der vielleicht meint, dass er gescheit ist, nur weil er ein paar 

Falten im Gesicht und graue Haare hat. Die Jugend weiß ganz genau, was auf dem 

Spiel steht: Klima, Bildung, soziale Gerechtigkeit, Frieden in der Welt. Junge Leute 

bekommen jeden Tag zu spüren, wie Politik ihr Leben beeinflusst, nur mitentscheiden 

dürfen sie selber leider nicht. Den Führerschein dürfen sie machen.

(Unruhe bei der AfD)

– Gescheiter als ihr da drüben sind sie allemal, das sowieso.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die jungen Leute kriegen jeden Tag zu spüren, wie Politik ihr Leben beeinflusst, nur 

mitentscheiden dürfen sie, wie gesagt, selber nicht. Den Führerschein dürfen sie ma-

chen, um mit 15 Jahren sogar mit Leichtkraftfahrzeugen über Landstraßen zu fahren 

und mit dem Bulldog über das Feld sowieso. Das ist alles gut und rechtens. Steuern 

zahlen sie brav, beim Ferienjob oder in der Ausbildung, und eine Maß Bier bekommen 

sie auch serviert; aber ein Wahlzettel – um Gottes willen, dafür sind sie angeblich 

wieder zu jung. Ich sage es ganz ehrlich: Wer alt genug ist, sein Geld zu verdienen 

und es zu versteuern, wer Verantwortung übernimmt, sei es im Ehrenamt bei der 
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Feuerwehr, in der Pflege von Angehörigen oder im Verein, der ist auch alt genug, ein 

Kreuz auf dem Stimmzettel zu machen. Man kann doch nicht sagen: Du bist alt genug 

für Alkohol, aber für Demokratie musst du noch ein paar Knödel essen. – Kolleginnen 

und Kollegen, so geht es nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Wer saufen kann, 

kann auch wählen!)

In meiner Verantwortung als Schreinermeister habe ich Lehrlinge ausgebildet, und ich 

habe gesehen, wie 16-Jährige Verantwortung übernehmen, Maschinen bedienen und 

Werkstoffe verstehen. Wenn wir denen also die Türen und Fenster auf der Baustelle 

anvertrauen, warum denn dann nicht auch die Demokratie? – Demjenigen, der sagt: 

Aber die Jugend, die hat ja keine Ahnung von Politik. – Dem sei gesagt: Schaut einmal 

in die sozialen Netzwerke. Da erklären sich 16-Jährige gegenseitig den CO2-Ausstoß, 

das Rentensystem und die Gründe, warum unsere Böden immer trockener werden; 

aber – und das gebe ich zu – das allein ersetzt kein fundiertes politisches Verständnis. 

Deswegen gehört ein zweites Thema unbedingt dazu, und – das ist auch schon 

angesprochen worden – das ist die politische Bildung. Es kann doch nicht sein, dass 

wir in der Schule bis zu 13 Jahre lang das bayerische Schulsystem ertragen,

(Michael Hofmann (CSU): Was heißt "ertragen"?)

aber am Ende nicht wissen, wie ein Gesetz entsteht, was ein Ministerpräsident den 

ganzen Tag so macht, außer Rostbratwürstchen "wegzuatmen",

(Michael Hofmann (CSU): Was soll denn das?)

oder wie man sich in die Kommunalpolitik einbringen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Machen Sie einmal die 

Lehrerschaft nicht so herunter!)
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Diese Verfassungsviertelstunde, die wir da ab und zu einschieben, ist, wenn man 

ehrlich ist, mehr Beruhigungstee als politische Bildung.

(Michael Hofmann (CSU): Quatsch!)

Unsere Kinder lernen, wie viele Beine eine Spinne hat und wie man ein Gedicht 

interpretiert. Das ist beides wichtig, keine Frage; aber sie wissen oft nicht, was der 

Unterschied zwischen Landtag und Bundestag ist, und dann wundert man sich, dass 

manche nicht zu ihrer Erstwahl gehen. Wenn wir also das Wahlalter auf 16 senken 

wollen – und wir GRÜNE wollen das –, dann müssen wir gleichzeitig sagen: Wir 

nehmen euch ernst und wir geben euch –

(Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Entschuldigung, bitte stellen Sie die Zwi-

schengespräche ein.

Andreas Birzele (GRÜNE): – das Werkzeug an die Hand, um mitzureden, und zwar 

auf Augenhöhe. Wir warnen aber auch vor einem: Politische Bildung heißt nicht, dass 

man nur einen Stuhlkreis macht und dann alle nett zueinander sind. Demokratie ist 

nicht das Gegenteil von Streit, sondern der Rahmen, in dem man sich mit Argumenten 

streiten darf. Genau das müssen junge Menschen lernen. Lernen können sie es aber 

nur, wenn man sie beteiligt. Wir lassen sie auch in den Physikunterricht, obwohl sie 

vielleicht nie Raketen bauen werden; also können wir sie auch politisch bilden, auch 

wenn nicht alle Abgeordnete werden wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Respekt vor jungen Menschen zeigt sich nicht 

daran, dass wir applaudieren, wenn sie brav demonstrieren oder sich engagieren, 

sondern daran, dass wir ihnen das Recht geben mitzubestimmen.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Sie haben auch das Recht, Kind zu sein!)
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Alles andere ist, ehrlich gesagt, nur Gschaftlhuberei. Das ist so. Lasst uns also nicht 

so tun, als müssten wir die Jugend vor der Demokratie schützen. Die Demokratie 

braucht die Jugend, und zwar jetzt und nicht erst, wenn sie 18 Jahre alt ist. Elf 

Bundesländer und sogar die EU haben das schon erkannt. Nur der Freistaat Bayern 

tut sich da wieder ein bisschen schwerer.

(Petra Guttenberger (CSU): Jeder darf seine Fehler selber machen!)

– Ja, aber ihr macht die Fehler schon lange genug. Ich bin für die Wahl ab 16, 

und ich bin für eine politische Bildung, die den Namen auch verdient, nicht nur in 

Wahlkampfzeiten, sondern dauerhaft und verlässlich.

(Michael Hofmann (CSU): Wieso sagen Sie "nur"?)

Klar ist doch: Wer wählen darf, der muss auch verstehen, worum es geht. Wer etwas 

versteht, der kann auch Verantwortung übernehmen. In diesem Sinne geben wir der 

Jugend das Wort. Sie hat es verdient, und sie hat vor allem viel zu sagen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Der federführende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-

tion empfiehlt die Ablehnung des Dringlichkeitsantrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion zu-

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind CSU, 

FREIE WÄHLER und die AfD-Fraktion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Es gibt keine Tagesordnungspunkte mehr. Die Sitzung ist geschlossen. Sie können 

gerne hier bleiben und weitere Privatgespräche führen.

(Schluss: 19:48 Uhr)
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